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Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 

Entschließung mit der Stellungnahme des Europäisdien Parlaments zu dem 
Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften an den Rat für eine 
Verordnung über Gemeinschaftsanleihen 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT, 

— in Kenntnis des Vorschlags der Kommission der Europäi- 
schen Gemeinschaften an den Rat (KOM(74) 1615 endg.), 

— vom Rat im Dringlichkeitsverfahren konsultiert (Dok. 

301/74), 

— unter Hinweis auf seine Entscheidung vom 15. Oktober 1974 
(Dok. 286/74) und seine Entschließungen vom 15. März 1973 ^) 
und vom 19. Oktober 1973^), 

— in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für^Wirtschaft und 
Währung (Dok. 307/74) und der mündlich dazu gegebenen 
Begründung, 

1. unterstützt den Vorschlag der Kommission für eine Verord- 
nung über Gemeinschaftsanleihen und erwartet vom Rat un- 
verzüglich eine positive Entscheidung; 

2. beauftragt seinen Ausschuß für Wirtschaft und Währung, 
sich von der Kommission über die weiteren sich aus diesem 
Verordnungvorschlag ergebenden politischen und recht- 
lichen Maßnahmen unterrichten zu lassen; 

3. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung mit der 
Niederschrift der mündlichen Begründung dem Rat und der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften sowie den 
Parlamenten und Regierungen der Mitgliedstaaten zu über- 
mitteln. 


h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 19 vom 12. April 1973, 
S.28 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 95 vom 10. November 
1973, S.27 
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Mündliche Begründung zu dem von Herrn Erwin Lange im Namen des Ausschusses für' Wirtschaft 
und Währung ausgearbeiteten Bericht über den Vorschlag der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften an den Rat (Dok. 301/74) für eine Verordnung über Gemeinschaftsanlelhen 
(Dok. 304/74) 

Lange, Berichterstatter. - Herr Präsident, meine verehrten Kol- 
legen! Wir haben hier den Versuch unternommen, uns in ver- 
hältnismäßig kurzer Zeit auf Wunsch des Rates mit einer Sache 
zu beschäftigen, die an sich schon seit mehreren Monaten im 
Gespräch ist. Es geht darum, auf welche Art und Weise man den 
Mitgliedsländern, die aufgrund der Rohstoffpreiserhöhungen, 
insbesondere der Mineralölpreiserhöhungen, in Zahlungsbilanz- 
schwierigkeiten sind, helfen kann. Wir wissen, daß solche Län- 
der schon von sich aus versucht haben, diese Zahlungsbilanz- 
schwierigkeiten durch Aufnahme von Anleihen zu überwinden. 

Wir wissen auch, daß es dabei schon unter den Mitgliedslän- 
dern bilaterale Aktionen gegeben hat. 

Ich darf darauf verweisen, daß wir diese bilateralen Aktionen 
zwischen den Mitgliedsländern für nicht ausreichend halten. Es 
könnte sein, daß sich solche bilateralen Vereinbarungen als des- 
integrierendes Element ausweisen. Sicherlich ist es richtig, 
wenn ein Mitgliedsland, das zu helfen imstande ist, einem ande- 
ren, das der Hilfe bedarf, tatsächlich auch Hilfe gibt. Aber eine 
solche Maßnahme muß in eine Gemeinschaftsaktion eingebettet ^ 
sein. Im Grunde genommen müßte man sogar den Versuch 
unternehmen, diese Hilfe in eine Gemeinschaftsaktion umzu- 
wandeln. 

Aber das ist nicht das Problem. Das Problem ist, wie man es in 
der Tat anstellt, Mittel auf dem Kapitalmarkt aufzunehmen, die 
sich insbesondere aus den Erdölgeschäften mit den ölerzeugen- 
den Ländern ergeben, und sie auf eine für uns nützliche Weise 
wieder zu verwenden. 

Aber es geht nicht nur um den Ursprung dieser Mittel, sondern 
einfach darum, den Kapitalmarkt, soweit erforderlich, tatsäch- 
lich in Anspruch zu nehmen. 

Deshalb wird von uns der Versuch der Kommission begrüßt, 
hier eine Grundverordnung über die Gemeinschaftsanleihen 
beim Rat durchzusetzen, um ein Instrument zu schaffen, das 
möglicherweise für einige von uns zu wünschenswerten Ergeb- 
nissen führt. Ich will das gleich skizzieren. 

Würden der Europäische Fonds für währungspolitische Zusam- 
menarbeit im Augenblick funktionsfähig sein, brauchte man 
eine solche Verordnung nicht, denn dann könnte dieser Fonds 
die Aufgabe übernehmen, Anleihen aufzulegen oder Schuld- 
scheindarlehen aufzunehmen und sie dann an die entsprechende 
Zentralbank des notleidenden Mitgliedslandes weiterzugeben, 
weil nämlich dann auch im Rahmen des Währungsfonds alle 
Bedingungen für den kurz- und mittelfristigen Beistand erfüllt 
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wären. So muß also dieses Hilfsinstrument, diese Grundord- 
nung über Gemeinschaftsanleihen, einspringen. 

Wir haben am Dienstag im Wirtschaftsausschuß diese Frage 
erörtert. Wir hätten gar nichts dagegen, und ich hoffe, auch das 
Parlament als Ganzes hätte nichts dagegen, wenn auf diesem 
Weg der Währungsfonds doch noch aktiviert werden könnte. 
Insoweit stellt er eine unabhängige Rechtspersönlichkeit dar 
und muß jetzt noch mit Inhalt und Leben gefüllt werden. Wir 
sind also der Auffassung, daß die Kommission bei der Diskus- 
sion der Vorlage dieser ihrer Verordnung im Rate auch noch 
einmal auf diesen Umstand im besonderen verweisen sollte. 
Uns schiene das nützlich, weil nämlich damit ein Schritt getan 
würde, der ursprünglich schon im vergangenen Jahre nach der 
Meinung des Parlaments getan werden sollte. 

Diese Grundverordnung enthält natürlich noch keine Einzel- 
heiten, sondern will nur das Prinzip feststellen. Wir sind mit 
der Kommission - das hat die sehr intensive Aussprache er- 
geben - einig, daß dieses Instrument nur auf Antrag eines Mit- 
gliedslandes angewendet werden soll, das glaubt, der Gemein- 
schaftshilfe zu bedürfen. Das heißt, niemand ist gezwungen, 
solche Anleihen und die damit verbundenen Bedingungen an- 
zunehmen, die bei jeder Kreditvergabe vom Kreditnehmer zu 
erfüllen sind. Wenn aber ein Mitgliedsland einen solchen 
Wunsch äußert und der Rat dann - auch dies halten wir für 
richtig - auf Vorschlag der Kommission dazu Stellung nimmt 
und entsprechende Voraussetzungen und Bedingungen fixiert, 
so muß das Mitgliedsland diese Bedingungen wohl akzeptieren. 
Wenn so verfahren wird, wären hier - so glauben wir jeden- 
falls - die entsprechenden wirtschaftspolitischen Bedingungen 
gleichzeitig die Voraussetzung für eine stärkere parallele Ent- 
wicklung der Wirtschaftspolitik, deren Auseinanderklaffen in 
den letzten Monaten sehr oft beklagt worden ist. 

Auch insoweit wäre dieses Instrument der Gemeinschaftsanleihe 
nach der Meinung des Ausschusses für Wirtschaft und Wäh- 
rung eine Sache, die möglicherweise der weiteren Integration 
auf verhältnismäßig wirksame Weise dienen könnte. 

Wir waren im Ausschuß - dort ist eine ganze Reihe von Fragen 
gestellt worden, die auch Herr Haferkamp beantwortet hat - der 
Auffassung, daß in der Tat innerhalb der Gemeinschaft beson- 
dere Vorkehrungen für die Sicherung des Anleihedienstes ge- 
geben sein müßten. Diese Sicherung des Anleihedienstes, das 
heißt also der Tilgung und der Verzinsung, müßte dann, wie 
man das normalerweise tut, durch eine Rücksidierung der Län- 
der gewährleistet werden, da die Gemeinschaft selber nicht im- 
stande ist, von sich aus die notwendigen Bürgschaften zu geben. 
Die Mitgliedsländer müßten das also unter sich tun, und diese 
Garantie wirkt dann für die Gemeinschaft nach außen, so daß 
der Kreditgeber die Gewähr hat, unter den auch von ihm fixier- 
ten Voraussetzungen die Rückzahlung der Anleihe zu erfahren, 
was ja wichtig ist. 

Bei der Höhe der Bürgschaften beziehungsweise bei dem Aus- 
maß der Verpflichtungen der Mitgliedsländer sind wir - ohne 
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jetzt absolute Summen zu nennen - davon ausgegangen, daß die 
Verpflichtungen, die sich beim währungspolitischen Beistand 
ergeben, Grundlage für die Bürgschaft sein sollten, wobei wir 
wissen, daß diese Verpflichtungsquoten, die für die großen 
Länder beispielsweise 22®/o betragen, im Ernstfall verdoppelt 
werden können, in diesem Falle also 44 ®/o betragen. Das bedeu- 
tet, daß der Plafonds, der im währungspolitischen Beistand vor- 
handen ist, verdoppelt werden kann, zugleich natürlich auch die 
Verpflichtungen der einzelnen Mitgliedsländer. Hinzu kommt, 
daß die Mitgliedsländer das natürlich tragen müssen, abzüglich 
der Verpflichtungen des die Anleihe aufnehmenden Landes 
oder des begünstigten Mitgliedslandes. 

Mir scheint, daß dies ein Weg ist, wie die Mitgliedsländer über 
den Rat einvernehmlich die vorhin von mir zitierten notwen- 
digen wirtschaftspolitischen Bedingungen für die Übernahme 
der Anleihe durch das entsprechende Mitgliedsland vereinbaren 
können. Selbst dieses Land kann bei dieser Frage mitwirken, 
so daß auch nichts ausdrücklich gegen seine eigenen Interessen 
geht. Da, wie gesagt, die Aufnahme einer solchen Anleihe, die 
Inanspruchnahme einer solchen Gemeinschaftshilfe, eine frei- 
willige ist, besteht überhaupt kein Anlaß, darüber zu klagen, 
jemand sei gezwungen, Dinge zu tun, die er gar nicht wolle, 
oder daß ihm gewissermaßen seine Souveränität in diesen Fra- 
gen genommen würde. 

Ich meine das jetzt nicht im völkerrechtlichen Sinne, um das 
deutlich zu sagen. Aber er hat seine Entscheidungsfreiheit. Ist er 
einmal auf diese Anleihe, auf diese Hilfe, eingegangen, muß er 
diesen Weg konsequent zu Ende gehen. Wir glauben also, Herr 
Präsident, daß unter diesen Voraussetzungen die Grundverord- 
nung sicherlich eine von uns aus zu unterstützende Sache ist, 
und uns in einer ganzen Reihe von Fragen unserer Meinung 
nach ein Stück weiterführen könnte. Hier wäre also ein prak- 
tischer Fortschritt zu erzielen, der die Gemeinschaftsländer wie- 
der enger zueinander bringt und möglicherweise die Gemein- 
schaft in sich wieder etwas solider zu gestalten imstande ist. 

Nun, Herr Präsident, muß ich noch ein paar Bemerkungen über 
Tatsachen machen, die uns die Arbeit nicht sonderlich erleich- 
tern oder erleichtert haben, und zwar muß ich an die Kommis- 
sion und an ihren übersetzungsdienst appellieren, künftighin 
die Texte, die dem Parlament und auch dem Rate zugeleitet 
werden, sorgfältiger zu übersetzen. Wir haben nämlich fest- 
gestellt, daß in einigen Texten, insbesondere im dänischen, aber 
auch im niederländischen und in einem gewissen Grade auch im 
deutschen Text, gegenüber dem Originaltext - und das war der 
französische - Ungenauigkeiten und Unkorrektheiten vorhan- 
den sind. Dies erschwert natürlich die Beratungen nicht nur 
eines Organes dieses Parlaments, sondern möglicherweise auch 
die Beratungen des Rates; denn wenn die Amtssprachen in ihren 
Aussagen nicht übereinstimmen, kann man sich natürlich über 
diese Differenzen sehr lange unterhalten und kann dann ver- 
suchen, sich darüber zu verständigen, was nun in der Tat ge- 
meint ist. Dies könnte - und das ist jetzt an die Adresse von 
Herrn Haferkamp gerichtet ~ vermieden werden, wenn der 
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Übersetzungsdienst der Kommission sorgfältiger arbeiten wür- 
de. Wir haben das auch schon bei früherer Gelegenheit gesagt. 
Nun mag es ja sein, daß es unter bestimmten Voraussetzungen 
schwierig ist, die Leute zu bekommen, die imstande sind, sach- 
lich und auch fachlich die richtigen Worte in ihrer Mutter- 
sprache zu finden und insoweit dann auch richtig zu übersetzen. 
Wir wären also dankbar, Herr Vizepräsident, wenn Sie diesem 
Punkte besondere Aufmerksamkeit schenken würden und es 
heute möglicherweise das letzte Mal wäre, daß wir in diesem 
Zusammenhang Anstände zu machen hätten. Sie werden v/ohl 
auch noch von unseren Kollegen ein Schreiben des jetzt von mir 
zitierten Inhalts bekommen. Die Niederländer haben darauf 
verzichtet und wir als Deutsche ebenfalls; wir sagen es hier nur 
und meinen, dies sollte berücksichtigt werden. 

Herr Präsident, die vorhin von mir hier skizzierten sachlichen 
Erwägungen haben den Ausschuß veranlaßt, seine Entschlie- 
ßung so knapp wie möglich zu halten. Sie haben dazu geführt, 
daß der Ausschuß der Meinung war, der Berichterstatter sollte 
das, was in den Verhandlungen des Ausschusses für die Beurtei- 
lung der Anleiheverordnung von Bedeutung war, vortragen, 
und die Entschließung sowie die mündliche Begründung sollten 
dann dem Rate zugeleitet werden. Das ist bei früheren Gelegen- 
heiten, als auch so schnell gearbeitet werden mußte wie jetzt, 
schon einmal geschehen; es gibt also schon einige Beispiele da- 
für, und das dürfte nicht zu schwierig sein. 

Aber nun zum Inhalt der Entschließung selbst: Wir unterstüt- 
zen, wie gesagt, unter den genannten Voraussetzungen unein- 
geschränkt das Vorhaben der Kommission und erwarten dann 
natürlich auch vom Rat, daß er unverzüglich eine positive Ent- 
scheidung trifft. Dabei möchte ich noch einmal betonen, daß es 
dem Ausschuß keineswegs so sehr darauf ankommt, ob das nun 
diese Verordnung ist - damit will ich die Verordnung nicht 
wegbringen, im Gegenteil - oder ob der Währungsfonds mit 
dieser Aufgabe aktiviert werden soll. Das wäre also im gegen- 
wärtigen Zeitpunkt dem Parlament wohl nicht des Streitens 
wert. Im Gegenteil, wenn auf diese Art und Welse der Wäh- 
rungsfonds aktiviert würde, würde das Parlament das nach 
seinen Stellungnahmen aus den vergangenen Jahren sicherlich 
begrüßen. 

Darüber hinaus haben wir gebeten, das Parlament möge den 
Ausschuß für Wirtschaft und Währung beauftragen, sich von 
der Kommission über die weiteren, sich aus diesem Verord- 
nungsvorschlag ergebenden politischen und rechtlichen Maß- 
nahmen unterrichten zu lassen. 

Herr Präsident, dies ist kein neues Verfahren. Wir haben das in 
anderen entscheidenden Fragen schon getan. Ich denke an die 
vorbeugende Fusionskontrolle, um nur ein nicht unerhebliches 
Beispiel zu bringen. Gleichzeitig sollte damit aber auch die 
Möglichkeit geschaffen werden, daß in den notwendigen ver- 
traulichen Gesprächen solche delikaten Fragen wie Anleiheauf- 
nahme und Ähnliches behandelt werden können, die man nicht 
so ohne weiteres auf offenem Markt erörtern kann. Deshalb 
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bittet der Ausschuß für Wirtschaft und Währung das Parlament, 
diesem Wunsch zu entsprechen, d. h. die Entschließung dann in 
unveränderter Form zu akzeptieren. 

Herr Präsident, das wäre es, was an Sachlichem zur Einführung 
in dieses Problem zu sagen ist. Ich bedanke mich für die Geduld, 
die die Kollegen mit mir gehabt haben. 
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